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Inſerate werden billigſt berechnet. 


für den Hauptquellenbeſitzer in jedem Badeorte, Mineralquellen, welche 
ſich innerhalb des Schutzrayons befinden und in keinen öffentlichen 
Handel gebracht ſind, durch Expropriation für ſich zu erwerben. 

Der Bericht erörtert ſodann die Beſtimmungen des Berggeſetzes, 
welches genügenden Schutz gewähre, gibt zu, daß den Heilquellen 
durch Eingrabungen unter die Erdoberfläche anderer Art Gefahren 
drohen, deuen ſie nach dem jetzigen Stande unſerer Geſetzgebung 
ziemlich ſchutzlos gegenüberſtehen und kommt dann auf die Beſtimmungen 
des Waſſerrechtes zu ſprechen. 

Der S 15 des Reichs ⸗Waſſerrechtsgeſetzes gewähre nur in vereinzelten, 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre 
Pränumerations⸗Erneuerung für das zweite Quartal 
1880 an die Adminiſtration einzuſenden. 
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Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. Von Ferdinand Kirchlehner, 
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Die Herſtellung der hölzernen Einſriedung eines Grundes bedarf keines gemeinde- 
ämtlichen Bauconſenſes (Bauordnung für Niederöſterreich vom 28. März 1866). 

Die Reconſtruction einer zum Theile eingeſtürzten Gartenmauer iſt nicht als ein 
Umbau, ſondern als eine weſentliche Ausbeſſerung im Sinne des § 1 der 
n. ö. Bauordnung vom Jahre 1866 anzuſehen, welche ohne Rückſicht auf 
die neue Baulinie zn der dermaligen Baulinie zuläſſig iſt. 

Bei der anläßlich eines Neubaues erfolgenden Abtretung des zwiſchen der früheren 
und der neuen Baulinie liegenden Grundes iſt dem Bauherrn von Seite 
der Gemeinde die angemeſſene Schadloshaltung nach § 27 der n. ö. Bau 
ordnung und § 1293 a. b. G. B. zu leiſten. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 
(Fortſetzung.) 


Da hat endlich im Mai 1879 ein vom Abgeordnetenhauſe 
eingeſetzter Ausſchuß zur Berathung der Petitionen der ſteieriſchen Bäder- 


beſitzer um ausgiebigen geſetzlichen Schutz zur Sicherung des ungeſtörten 
Beſtandes ihrer Quellen einen umfaſſenden und 


die zu dieſer Leitung 


lichtvollen Bericht *) | 


ſtreng umſchriebeuen Fällen dem Quelleneigenthümer die Möglichkeit, 
Maßregeln zur Erhaltung ſeiner Quelle zu treffen. Die bezügliche 
Beſtimmung lautet: 

„Auch wenn die Erkorderniſſe der Enteignung nach 8 365 
des a. b. G. B nicht eintreten, kann, um die nutzbringende Verwen— 
dung des Waſſers zu fördern, oder deſſen ſchädliche Wirkungen zu be— 
ſeitigen, im Verwaltungswege verfügt werden: 

a) daß bei fließenden Privatgewäſſern Derjenige, dem das 
Waſſer zugehört, inſoweit er es nicht benöthigt und innerhalb einer 
ihm behördlich zu beſtimmenden, den Verhätniſſen entſprechenden Friſt 
auch nicht benützt, Anderen, die es nutzbringend verwenden können, 
gegen angemeſſene Entſchädigung überlaſſe; 

b) daß Beſitzer von Liegenſchaften die Begründung von Servi⸗ 
tuten auf ihrem Beſitzthume gegen angemeſſene Entſchädigung zu dem 
Ende geſtatten, damit Anderen gehörendes Waſſer von einer Gegend 
nach einer anderen über ihren Grund und Boden geleitet und daſelbſt 
erforderlichen Werke und Anlagen errichtet 
werden. Von der Uebernahme einer ſolchen Servitut können jedoch die 
Grundbeſitzer durch Abtretung der zur Ausführung der Leitung und 
der entſprechenden Anlagen erforderlichen Grundfläche ſich befreien, für 
welche Abtretung ihnen eine angemeſſene Entſchädigung gebührt. Würde 
durch die Waſſerleitungsanlagen das Grundſtück für deſſen Beſitzer die 
zweckmäßigſte Benutzbarkeit verlieren, jo iſt auf ſein Verlangen das 


ganze Grundſtück abzulöſen.“ 

Es ſei der Quelleneigenthümer alſo in der Lage, ſagt der Be— 
richt, unter gewiſſen Bedingungen den zur Erhaltung, Leitung und 
Vertheilung der Quelle erforderlichen Grund in Beſitz zu nehmen. 

Der Bericht führt aus, daß der Waſſereinbruch im Döllinger— | Einen weitergehenden Schutz gewähre aber das Geſetz nicht, ja es 
ſchachte bei Dux und in Folge deſſen das Verſiegen der Quelle in könne nach den gemachten Erfahrungen und diesbezüglichen gerichtlichen 
Teplitz bei den Petenten die Beſorgniß gleicher Calamitäten für ihre Entſcheidungen einem Zweifel kaum unterliegen, daß demjenigen, dem 
balneologiſchen Anſtalten hervorgerufen habe. es gelungen iſt, durch geeignete Arbeiten eine Quelle, die früher auf 

Die Petenten wünſchen die Zuläſſigkeit der Feſtſtellung eines dem Grund und Boden eines Anderen hervorſprudelte, auf ſeinem 
Schutzrayons in einer Ausdehnung, innerhalb deren nach wiſſenſchaft⸗ Grundſtücke zum Ausfluſſe zu bringen, das Eigenthum an derſelben, 
licher Annahme der Quelle Gefahr droht, das Verbot jeder tieferen insbeſondere nach 8 4 (Eingang und Abſatz a) des Reichs⸗Waſſerrechts. 
Grabung im Schutzrayon ohne ſpecieller Bewilligung von Fall zu Fall, geſetzes wird zuerkannt werden müſſen. Der § 4 lautet: 

Beſtimmung des Maximums der Brunnentiefe und endlich das Recht „Nachſtehende Gewäſſer gehören, wenn nicht von Anderen erwor 
nu. bene Rechte entgegenſtehen, dem Grundbeſitzer: 
a) das in ſeinen Grundſtücken enthaltene unterirdiſche und aus 


ausgearbeitet, der den Gegenſtand richtig auffaßt und eingehend 
beleuchtet und auf den als einen ſehr werthvollen Behelf bei der 
Unterſuchung dieſes Zweiges der Geſundheitspflege hingewieſen wer⸗ 
den muß. 


*) Berichterftatter Baron Poche. 
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demſelben zu Tage quellende Waſſer, mit Ausnahme der dem Salz- Eingrabungen unter die Oberfläche des Bodens oder horizontale Ein- 
monopole unterliegenden Salzquellen und der zum Bergregale gehörigen ſchrotungen, wie z. B. zum Zwecke von Brunnen-, Keller-, Fundament⸗, 


Cementwäſſer; 

p) die ſich auf feinen Grundſtücken aus atmoſphäriſchen Nieder⸗ 
ſchlägen anſammelnden Wäſſer; 

c) das in Brunnen, Teichen, Ciſternen oder anderen, auf 
Grund und Boden des Grundbeſitzers befindlichen Behältern, oder in 
von demſelben zu feinen Privatzwecken angelegten Canälen, Röhren ꝛc. 
eingeſchloſſene Waſſer; 

d) die Abflüſſe aus den vorgenannten Gewäſſern, jo lange ſich 
erſtere in ein fremdes Privat- oder in ein öffentliches Gewäſſer nicht 
ergoſſen und das Eigenthum des Grundbeſitzers nicht verlaſſen haben.“ 

Dann geht der Bericht zur Uuterſuchung der Frage über, ob ſich 
die Heilquellen im Auslande eines beſonderen Schutzes erfreuen. Da iſt vor 
Allem Frankreich das einzige Land, in welchem die Mineralquellen 
Gegenſtand einer beſonderen Geſetzgebung ſind; dermalen gilt dort das 
Geſetz über die Erhaltung und Benützung der Mineralquellen vom 
14. Juli 1856. Im erſten Titel desſelben wird von den ſingulären 
Rechten gehandelt, welche den Mineralquellen unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen zuſtehen ſollen. Ein Blick auf dieſe Beſtimmungen genügt, 
um die Ueberzeugung zu erlangen, daß durch die den Mineralquellen 
eingeräumten Privilegien zwar für deu Schutz derſelben hinlänglich 
geſorgt, anderſeits aber auch in die allgemeinen Rechte des Privat— 
eigenthums rückſichtslos eingegriffen iſt. Zum Theil find ähnliche, aus- 
nahmsweiſe dem Bergbanue zustehende Begünſtigungen nachgeahmt wor- 
den. Auf dieſe Vorrechte haben jedoch nicht alle, ſondern nur die- | 
jenigen Mineralquellen Anſpruch, welche durch ein Decret der höchſten 
Staatsgewalt für gemeinnützig erklärt worden find (déclarècs d’interet | 
public), und dieſer Act der Staatsgewalt bezieht ſich wieder nur auf 
eigentliche Heilquellen, wie aus dem übrigen Inhalte des Geſetzes und 
dem Ausführungsbeſtimmungen hervorgeht. Solchen Quellen kaun, eben- 
falls durch Decret des Staatsoberhauptes, ein Schutzbezirk (perimetre | 
de protection) zugewieſen werden, deſſen Ausdehnung nicht auf das 
in dem Decrete vom 8. März 1848 generell vorgeſchriebene, aber 
häufig unzulängliche Maß von 1000 Metern beſchränkt iſt, ſondern 
ganz von dem Ermeſſen der Behörde abhäugt und bei eintretendem 
Bedürfniſſe auch noch erweitert werden darf. Die rechtlichen Wirkungen 
des Schutzbezirkes beſtehen in Folgendem: 

„1. Zu Bohrungen uud unterirdiſchen Arbeiten innerhalb des— 
ſelben iſt ſtets die vorgängige Ermächtigung des Präfecten erforderlich. 
Andere, in geringere Tiefe gehende Arbeiten an der Oberfläche können 
durch das den Schutzbezirk feſtſtellende Deeret von einer vorgängigen 
Anzeige an den Präfecten abhängig gemacht werden. 

2. Selbſt die unter Beachtung der vorſtehenden Förmlichkeiten unter— | 
nommenen Arbeiten können durch den Präfecten wieder eingeftellt werden, 
wenn ein nachtheiliger Einfluß derſelben auf die Mineralquelle nach 
gewieſen wird. | 

3. Sit ein ſolcher nachtHeiliger Einfluß von Bohrungen und unter 
irdiſchen Arbeiten zu befürchten, welche außerhalb eines Schutzbezirkes 
unternommen ſind, ſo können auch ſie von dem Präfecten proviſoriſch 
eingeſtellt und nur dann wieder aufgenommen werden, wenn nicht binnen 
ſechs Monaten über die Erweiterung des Schutzbezirkes entſchieden iſt. 

4. Der Quelleneigenthümer hat das Recht, innerhalb des Schutz- 
bezirkes fremdes Grundeigenthum zur Ausführung derjenigen Arbeiten 
proviſoriſch in Beſitz zu nehmen, welche nach Entſcheidung der Behörde 
zur Erhaltung, Leitung und Vertheilung der Duelle erforderlich find. 
Die Ermächtigung zur Beſitznahme ertheilt der Präfect. 

Das Expropriationsrecht ſteht dem Quelleneigenthümer nicht zu. 
Dagegen kann der Grundbeſitzer in gewiſſen Fällen den Ankauf des 
Grundſtückes ſeitens des Beſitzers der Quelle verlangen. 

5. Für den Schaden, welcher durch die Unterſagung, Einſtellung 
oder Beſeitigung der oben bezeichneten Arbeiten Dritter, ſowie durch die 
Benützung fremden Grundeigenthums verurſacht wird, hat der Beſitzer der | 
Quelle Entſchädigung und zur Sicherſtellung der letzteren Caution zu leiſten. 

Im Wege der Expropriation können einer Mineralquelle die ein- 
geräumten Vorrechte wieder entzogen werden.“ 

In Deutſchland beſteht für Naſſau die Verorduung der Landes⸗ 
regierung vom 7. Juli 1860 zu Recht: 

„§S 1. In der Nähe *) der beſtehenden Mineralquellen dürfen 


) Eine wenig präciſe Beſtimmung 


Steinbruchs⸗ oder ähnlichen Anlagen nur nach vorher eingeholter amt⸗ 
licher Erlaubniß vorgenommen werden. Bezüglich der Bergwerksanlagen 
wird auf die SS 4 und 9 der Bergordnung vom 18. Februar 1857 
verwieſen. 

§ 2. Dieſe Erlaubniß iſt zu verſagen, wenn nicht nach eingeholtem 
techuiſchen Gutachten als unzweifelhaft angenommen werden muß, daß 
durch die beabſichtigte Anlage eine beſtehende Mineralquelle nicht werde 
beeinträchtigt werden. 

§ 3. Contraventionen werden mit einer Geldbuße bis zu 30 fl. 
oder einer Gefängnißſtrafe bis zu vier Wochen belegt, auch erforder— 
lichenfalls der frühere Zuſtand auf Koſten des Schuldigen wieder her— 
geſtellt.“ 

Ju Preußen war die Frage der Erlaſſung eines Specialgeſetzes 
zu Gunſten der gemeinnützigen Mineralquellen Gegenſtand eingehender 
Erwägungen, welche im Jahre 1874 zu einem Geſetzesentwurfe führten, 
welcher jedoch keine günſtige Aufnahme fand und endlich fallen gelaſſen 
wurde, weil ſich ein praktiſches Bedürfniß zu legislativen Schritten der 
in Frage ſtehenden Art nicht ergeben hatte und man mit Recht davor 
zurückſcheute, ohne ein nachgewieſenes dringendes Bedürfniß, Maßregeln 
in Antrag zu bringen, die nur auf Koſten der Sicherheit und Freiheit 
des Eigenthums und nur unter erheblichen Beſchränkungen beſonders 
des Grundeigenthums getroffen werden können. Auch war die Erwar— 
tung mitbeſtimmend, daß ſolche Gefahren, wie ſie für die bekannten 
Burtſcheider Thermalquellen zu befürchten waren, durch Einſchränkungen 
des Grundeigenthümers in Beziehung auf die Ausführung von Tief⸗ 
bohrungen oder Eingrabungen unter die Erdoberfläche nicht zu beſeitigen 
wären, dazu würde eine geſetzliche Einſchränkung der Quelleneigenthümer 
in Beziehung auf die Art und Weiſe der Benützung ihrer Quellen 
erforderlich ſein und es iſt wohl nicht zu bezweifeln, daß ein Vorgehen 
der Geſetzgebung nach dieſer Richtung hin den eigenen Wünſchen der 
Quellenbeſitzer nicht entſprechen würde. 

Endlich werden im Berichte die ſchon früher erwähnten Forde⸗ 
rungen der Petenten beleuchtet. Die Gewährung eines Schutzrayons mit 
dem Verbote jeder Eingrabung unter die Erdoberfläche ohne ſpecieller 
behördlicher Bewilligung wird dann als billig bezeichnet, wenn es ſich 
um die Bedrohung einer eminent gemeinnützigen und als ſolchen aner— 
kannten Heilquelle handelt. 

Gewiß werde man nicht von jeder Heilquelle ſagen können, 
daß ihre Bedrohung zugleich eine Bedrohung des Gemeinwohls bedeute, 
und wo das Verlangen dahin geht, durch ſpecielle geſetzliche Beſtim— 
mungen wohlerworbene Rechte Dritter zu Gunſten Einzelner zu be— 
ſchränken, oder wo es ſich gar um einen Widerſtreit zwiſchen den in 
einem concreten Falle divergirenden Intereſſen verſchiedener, durch 
größeres oder geringeres menſchliches Zuthun für das Gemeinwohl 


nutzbar gemachten Naturerzeugniſſe, wie der Heilquellen einerſeits, der 


den Gegenſtand des Bergbaues bildenden Mineralien anderſeits handelt, 
da werde die Frage um die Gemeinnützigkeit der genaueſten Erwägung 
und ſtrengſten Prüfung bedürfen. 

Der Forderung des Rechtes auf Expropriation gewiſſer Mineral- 
quellen für den Hauptquellenbeſitzer ſtünde die Schwierigkeit der Ausführung 
und der Beſtimmung der Perſon des Hauptquellenbeſitzers entgegen. 

Im Berichte wird die gleiche Begünſtigung wie für Heilquellen 
für diejenigen Quellwäſſer in Anſpruch genommen, welche zur Waſſer⸗ 
verſorgung großer Populationscentren dienen. 

Die ganze Angelegenheit bedürfe umſomehr eindringender Studien 
und Erhebungen, als das Hervortreten der Quellen überhaupt und der 
Mineralquellen insbeſondere an der Erdoberfläche von ſehr verwickelten 
und nicht leicht erkennbaren Umſtänden abhängig iſt und die Bildung 
derſelben im Innern der Erdrinde in beträchtlichen Tiefen und oft in 
anſehnlicher Entfernung von dem Punkte des Austrittes vor ſich geht, 
die Schutzmaßregeln aber von dieſen Verhältniſſen weſentlich abhängig 
ſind, wobei nicht verkannt werden kann, daß dem immerhin mehr oder 
weniger mißliebigen Ermeſſen der Behörden ein weiter Spielraum 
gelaſſen werden muß, wenn die Zwecke des Geſetzes bei der großen 
Verſchiedenartigkeit der Falle erreicht werden ſollen. 

Der Ausſchuß ſtellt ſchließlich den Antrag, die erwähnten Peti⸗ 
tionen der Regierung zur eingehenden Würdigung abzutreten und die⸗ 


ſelbe aufzufordern, mit thunlichſter Beſchleunigung Geſetzesvorlagen vor⸗ 


zubereiten, durch welche die Anerkennung der Gemeinnützigkeit ſolcher 


Wäſſer ermöglicht wird, welche in hervorragender Weiſe, ſei es als 
Heilquellen, ſei es als Trinkwaſſer für größere Ortſchaften, der Ver⸗ 
beſſerung der Geſundheit dienen und durch welche Vorlagen die zur 
Sicherung dieſer Wäſſer nöthigen Maßregeln herbeigeführt werden können. 


a Dieſer Antrag würde vom Abgeordnetenhauſe angenommen und 
in gleicher Weiſe wurden die nachträglich eingelangten Petitionen einiger 


Curorte Böhmens behandelt. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Die Herſtellung der hölzernen Einfriedung eines Grundes bedarf 
keines gemeindeamtlichen Bauconſenſes (Bauordnung für Nieder: 
öſterreich vom 28. März 1866) *). 

Johann O. erſtattete mit Eingabe vom 7. December 1874, 
8. 2829, bei der Gemeindevorſtehung Nußdorf die Anzeige, daß er die 
ſeinen Gartengrund in Nußdorf, Parcelle 33, gegen die Weinberggaſſe 
begrenzende hölzerne Planke, welche ſchon nahezu ganz eingefallen war, 
gänzlich abreißen und an deren Ort und Stelle ein neues hölzernes 
Gitter oder eine Planke aufſtellen werde. 

Mit Beſcheid vom 10. December 1874, Z. 2829, erkannte die 
Gemeindevorſtehung Nußdorf dahin, daß, nachdem die Aufſtellung 
einer Planke oder einer Einfriedung als eine Bauführung im Sinne 
der n. ö. Bauordnung anzuſehen iſt, zu welcher eine bloße Anzeige 
nicht genügt, ſondern wozu der baubehördliche Conſens einzuholen iſt, 
Recurrent angewieſen werde, wegen Herſtellung dieſer Einfriedung das 
Anſuchen nach § 4 der Bauordnung einzubringen und zugleich bemerkt 
werde, daß die Gemeinde auf der Zurückſetzung der Einfriedung in 
die für die Weinberggaſſe normirte Baulinie, welche circa 3 Meter 
einwärts des O.'ſchen Grundes fällt, beftehe, wogegen der außerhalb 
dieſer Baulinie liegende Grund als Straßengrund an die Gemeinde 
gegen Schadloshaltung abzutreten wäre. 

Ueber Recurs des Johann O. gegen dieſen Beſcheid erging der 
Erlaß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Hernals ddo. 22. Februar 
1875, 3. 36.037, dahin, daß die recurrirte Entſcheidung in Anbetracht 
des Umſtandes als die Wiederherſtellung der Einfriedungsplanke mit 
Rücksicht auf ihre totale Baufälligkeit als ein Umbau im Sinne 
des § 2 der n 5. Bauordnung anzuſehen und demnach hiebei na 
88 22, 26 die bereits ausgemittelte Baulinie einzuhalten iſt, aufrecht 
erhalten werde. 

Dem Recurſe des Johann O,. gegen dieſen Erlaß wurde von 
Seite der k. k. n. ö. Statthalterei laut Erlaſſes vom 17. Mai 1875, 
Z. 7747, ohne Begründung keine Folge gegeben. 

Ueber Recurs des Johann O. gegen dieſen Erlaß erkannte das 
k. k Minifterium des Innern mit Erlaß vom 4. December 1875, 
8. 14.439, unter Aufhebung der recurrirten Entſcheidung, daß die 
Ausbeſſerung oder Wiederherſtellung der hölzernen Einfriedung keines 
gemeindeämtlichen Bauconſenſes bedürfe, und daß Johann O. zur 
Zurückverſetzung dieſer Einfriedung bis in die für die Weinberggaſſe 
genehmigte Baulinie, beziehungsweiſe zur Abtretung ſeines Grundes 
zur Straßenverbreiterung aus Anlaß dieſer Plankenherſtellung nicht 
verhalten werden könne. 


Die Neconſtruction einer zum Theile eingeſtürzten Gartenmauer 
iſt nicht als ein Umbau, ſondern als eine weſentliche Ausbeſſerung 
im Sinne des $ 1 der n. 6. Bauordnung vom Jahre 1866 
anzuſehen, welche ohne Rückſicht auf die neue Baulinie in der 
dermaligen Baulinie zulaſſig iſt. 

Johann O. erſtattete mit Eingabe de praes. 16. April 1877, 
3. 662, bei der Gemeindevorſtehung Nußdorf die Anzeige, daß auf 
ſeinem Gartengrunde, Parcelle 36, an der Weinberggaſſe in Nußdorf 
ein Theil der 71 Meter langen Garteneinfriedungsmauer eingeſtürzt 
und ein Theil derſelben ſchadhaft ſei, und er deshalb die Ausbeſſerung 
derſelben vornehmen werde. 

Hierüber erkannte die Gemeindevorſtehung Nußdorf nach vor: 
genommenem Localaugenſcheine mit Beſcheid vom 5. Mai 1877, 


Vergl. die Mitth. in Nr. 41 S. 


geitfcheift 163 des Jahrg. 1874 dieſer 


57 


3. 668, daß dem Johann O. die Erbauung einer Gartenmauer in 
einer Länge von circa 25 Meter und einer Höhe von 2¼ Meter ſtatt 
der theils eingeſtürzten, theils ſchadhaften Gartenmauer, deren Länge 
im Ganzen 50 Meter betrage, bewilligt werde unter der Bedingung, 
daß 1. dieſe Mauer in der Baulinie der Weinberggaſſe, welche mit 
10 Klafter von den gegenüberliegenden Vorgärten fixirt wurde und 
mehrere Klafter tief in den Gartengrund des Johann O. zu liegen 
kommt, herzuſtellen ſei, und daß 2. dieſe Mauer mit Rückſicht ihrer 
Beſtimmung auf das anruhend höher liegende Terrain der Weinberg⸗ 
gaſſe eine Stärke von 60 Centimetern zu erhalten habe. 

Ueber den Recurs des Johann O. gegen dieſen Beſcheid beſtätigte 
die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Hernals mit Erlaß vom 15. Juni 
1878, 3. 209, den Beſcheid der Gemeindevorſtehung Nußdorf, inſoferne 
derſelbe die Neuherſtellung der Garteneinfriedung nur in der neuen 
Baulinie zuläßt, änderte denſelben jedoch in der Richtung ab, daß 
dem Recurrenteu die Wahl des Einfriedungsmateriales freigeſtellt zu 
bleiben habe, daß ihm insbeſondere die Herſtellung einer „Einfriedungs⸗ 
mauer“ nicht angeſonnen werden könne, und behob endlich den Theil 
der Beſchwerde, wonach Recurrent der herzuſtellenden Mauer eine Stärke 
von 60 Cent. zu geben habe. 

Die beſtätigte Anordnung der Zurückverſetzung der Mauer in die 
neue Baulinie gründet ſich in dieſem Erlaſſe auf die Erwägung, daß 
Recurrent einen Umbau der Mauer im Sinne des § 1, Abſ. 1 der 
n. ö. Bauordnung anſtrebe und demgemäß die Beſtimmungen der 8$ 22, 
25, 27 der n. ö. Bauordnung zur Anwendung zu kommen haben. 

Der abändernde Theil des Erlaſſes bezüglich des Materiales der 
Einfriedung und der Mauerſtärke gründet ſich auf die Erwägung, daß 
am flachen Lande die Wahl der Garteneinfriedungsart, ob mittelſt einer 
hölzernen Planke oder einer hinlanglich ſtabilen Mauer, dem Eigen- 
thümer des Grundes überlaſſen ſei, und es weiters Verpflichtung der 
Gemeinde ſei, die auf dem entgeltlich einzulöſenden, zwiſchen der jetzigen 
und der neuen Baulinie liegenden Gründe neu herzuſtellende Straßen- 
aufdammung gegen die Seite des Johann O. zu regelrecht zu ſchützen. 

Ueber Recurs des Johann O. gegen dieſen Erlaß ließ die k. k. 
n. ö. Statthalterei einen weiteren Localaugenſchein durch die k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft Hernals vornehmen, bei welchem conſtatirt wurde, 
daß die Mauer im Ganzen 71 Meter lang ſei, davon 40 Meter der— 
ſelben in gutem, 31 Meter theils in eingeſtürztem, theils ſchadhaftem 
und baufälligem Bauzuſtande ſeien, und beſtätigte ſohin mit Erlaß vom 
30. September 1878, 3. 18.802, die Entſcheidung der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaſt Hernals aus deren Gründen. 
| Ueber Recurs des Johann O. gegen dieſe Entſcheidung erkannte 
das k. k. Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 11. November 1879, 
3. 4680, unter Behebung der drei obeitirten Entſcheidungen, daß die 
Reconſtruction der erwähnten Mauer in der dermaligen Baulinie zuläſſig 
ſei, und daß es ſich hier um eine weſentliche Ausbeſſerung im Sinne 
des $ 1 der n. ö. Bauordnung vom 28. März 1866, wozu die Bau- 
bewilligung nach § 4 derſelben einzuholen iſt, nicht aber um einen 
Umbau handle; es können daher auch hier die §§ 22, 25, 27 der 
n. ö. Bauordnung keine Anwendung finden, und ſomit Recurrent weder 
zur Rückverſetzung der Mauer in die neue Baulinie, noch zu einer 
Grundabtretung verhalten werden. 


Bei der anläßlich eines Neubaues erfolgenden Abtretung des 

zwiſchen der früheren und der neuen Baulinie liegenden Grundes 

iſt dem Bauherrn von Seite der Gemeinde die angemeſſene Schad⸗ 

loshaltung nach $ 27 der u. ö. Bauordnung und $ 1293 a. b. 
G. B. zu leiſten. 

Johann O. erhielt mit Beſcheid der Gemeindevorſtehung Nußdorf 
ddo. 27. Juni 1876, 3. 1727, die Bewilligung, auf dem Grunde 
des beſtandenen, zu demolirenden Hauſes Nr 21, Färbergaſſe in Nuß⸗ 
dorf, einen Neubau zu errichten, und wurde zugleich verhalten, mit 
dem Umbaue in die normirte Baulinie zurückzurücken und den zwiſchen 
der Baulinie des Neubaues und der Grenzlinie des demolirten Gebäudes 
liegenden, vollkommen verbaut geweſenen Grundtheil im Ausmaße von 
35 Quadratklaftern 3 Quadratſchuh gegen Entſchädigung in das Eigen⸗ 
thum der Gemeinde abzutreten. 

Johann O. führte den Neubau aus, überließ der Gemeinde den 
erwähnten Grundtheil und verlangte die angemeſſene Schadloshaltung 
für denſelben in der Höhe von 14 fl. 25 kr. per Quadratklafter, 
zuſammen alſo 500 fl. 


Da jedoch die Gemeindevorſtehung Nußdorf mit Beſcheid vom 


23. Mai 1877, 3. 821, für die Quadratklafter des einzulöſenden 
Grundes nur 1 fl., zuſammen alſo nur 35 fl. 50 kr. zu zahlen anbot, 
und dieſen Anbot darauf fußte, daß der abzutretende Grund nunmehr 
Straßengrund ſei und als ſolcher nur den angebotenen geringeren Werth 
habe, ſtellte Johann O. unter Darſtellung dieſes Sachverhaltes und 
Bezugnahme auf den § 27 der n. ö. Bauordnung vom Jahre 1866, 
wonach für den Fall, als nach Maßgabe der feſtgeſetzten Baulinie mit 
dem Neubaue hinter die Grenzlinie des Grundes des Bauwerbers zurück 
gerückt werden muß, die Gemeinde an den Bauherrn für die Abtretung 
des zwiſchen dieſen beiden Linien liegenden Grundes die angemeſſene 
Schadloshaltung zu leiſten hat, und die Ausmittlung der Schadlos- 
haltung der richterlichen Entſcheidung dann vorbehalten iſt, wenn über 
den Betrag der Schadloshaltung ein gütliches Uebereinkommen nicht zu 
Stande kommt, ferners unter Bezugnahme auf die analog anzuwendende 
Beſtimmung des Landesgeſetzes vom 2. December 1868 (Bauordnung 
für Wien), wonach bei Erhebung über den Werth des abzutretenden 


Grundes derſelbe als Baugrund zu bewerthen iſt, wenn er bereits ver- 


baut war, oder als Baugrund in den öffentlichen Büchern oder im 
Steuerkataſter eingetragen ift, mit Klage de praes. 28. Mai 1877, 
3: 41.530, beim k. k. Landesgerichte Wien das Begehren auf Zahlung 
eines Schadloshaltungsbetrages von 500 fl. ſammt Nebengebühren und 
Gerichtskoſtenerfatz. 


Ueber die hierüber vorgenommene ſummariſche Verhandlung, bei 
welcher der Kläger den Beweis durch Sachverſtändige darüber anbot, 
daß die Quadratklafter des abgetretenen Grundes, als Baugrund geſchätzt, 
einen Werth von 14 fl. 25 kr. habe, und bei welcher die Gemeinde⸗ 
vorſtehung Nußdorf den Standpunkt beibehielt, daß für den abzulöſen— 
den Grund mit Rückſicht darauf, als derſelbe für den Kläger Johann O. 
gegenwärtig gar keinen Werth habe, da er denſelben nicht benützen 
dürfe, für die geklagte Gemeinde aber nur einen äußerſt geringen Werth 
beſitze da derſelbe eben nur als Straßengrund benützt werden könne, 
ein Schadloshaltungsbetrag von 1 fl. per Quadratklafter angemeſſen 
ſei, wurde der vom Kläger bei einer zur Ergänzung des Verfahrens 
angeordneten Tagfahrt angebotene Beweis durch Sachverſtändige dar- 
über zugelaſſen, daß der Werth der fraglichen Realität durch die Abtre— 
tung des oberwähnten Grundes per 35 Quadratklafter 3 Quadratſchuh 
zur Straßenerweiterung mit Rückſicht darauf, als der abgetretene Grund 
ein Baugrund mit der Ausſicht auf die Donau und den Biſamberg war, 
daß durch die Abtretung dieſes Grundtheiles für das in der jetzigen 
Baulinie erbaute Landhaus dieſe Ausſicht großentheils verloren ging, 
daß das neugebaute Haus nicht mehr in der Front der Gaſſe, ſondern 
mehrere Klafter hinter den noch in gutem Bauzuſtande befindlichen 
Nachbarhäuſern in tieferem Niveau als die Gaſſe ſelbſt verſteckt, ſteht, 
um den Betrag von 14 fl. 25 kr. per Quadratklafter des abgetretenen 
Grundes, zuſammen alſo um 500 fl. vermindert wurde. 


Ueber den ſohin durchgeführten Beweis durch Sachverſtändige 
wurde mit Urtheil des k. k. Landesgerichtes Wien ddo. 2. Juli 1878, 
3. 47.103 ), dem Klagebegehren mit dem Theilbetrage von 319 fl. 
50 kr. ſammt Nebengebühren ſtattgegeben und die geklagte Gemeinde 
verhalten, dem Kläger die Hälfte der mit 128 fl. 96 kr. beftimmten 
Gerichtskoſten zu erſetzen, und zwar in Erwägung, daß dem Kläger 
nach $ 27 der n. ö. Bauordnung vom 19. Mai 1866 für den abge⸗ 
tretenen Grund eine angemeſſene Entſchädigung gebühre, daß der Kläger 
daher nicht den Werth des abgetretenen Grundes, ſondern nur den 
Erſatz des ihm durch die Abtretung des Grundes erwachſenen Schadens, 
d. i. nach $ 1293 a. b. G. B. jenes Nachtheiles, welcher ihm am 
Vermögen zugefügt wurde, zu fordern habe; daß nun durch die Aus- 
ſage der Sachverſtändigen erwieſen iſt, daß der Werth der Realität 
durch Abtretung von 35 Quadratklaftern 3 Quadratſchuh um 319 fl. 
50 kr. vermindert worden ſei, demnach dem Kläger dieſer Betrag zuge⸗ 
ſprochen werden mußte. Di I I 


) Gegen dieſes Urtheil wurde nicht appellirt. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder⸗Schleſien. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 22. October. 2 

31. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 30. Sep⸗ 
tember 1879, 3. 7724, betreffend die Verlängerung der Privatmauth für die auf 
dem Gemeindeverbindungswege zwiſchen Neuzechsdorf und Moradorf befindliche 
Brücke über den Morafluß. 

32. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 3. Deto- 
ber 1879, 8. 8225, betreffend die Erhebung des Bezirkskrankenhauſes „Kronprinz 
Rudolf⸗Hoſpital“ zu Gablonz in Böhmen zu einer öffentlichen, allgemeinen Kranken⸗ 
anſtalt. 

33. Verordnung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 7. October 
1879, Z. 8231, womit das Verbot der Verwendung der mit Hunden beſpannten 
Fahrzeuge zur Beſörderung von Perſonen erlaſſen wird. 

34. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 12. Octo⸗ 
ber 1879, Z. 8451, betreffend die Erklärung des Krankenhauſes zu Hohenmauth 
in Böhmen als eine öffentliche, allgemeine Krankenanſtalt. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 12. November. 
35. Verordnung der k. k. ſchleſ. Landesregierung vom 22. October 1879, 
3. 8422, in Betreff der Beförderung der Schüblinge. 
36. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 5. Novem⸗ 
ber 1879, 8. 9105, betreffend die Verle zung des k. k. Nebenzollamtes J. Claſſe 
Weißbach nach Stadt Jauernig. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Statthalter in Mähren, geh. 
Freiherrn Poſſinger v. Choborski auf den elan 
herzogthum Oeſterreich unter der Enns verſetzt. 
Seine Majeftät haben den Landespräſidenten in Krain Franz Ritter 
Kallina v. Urbanow zum Statthalter in Mähren und den Hofrath des 
Verwaltungsgerichtshofes Andreas Winkler zum Landespräſidenten in Krain 
ernannt. 

e Seine Majeſtät haben dem Miniſterreſidenten in Montenegro Oberſt 
Guſtav Ritter v. Thömmel das Ritterkreuz des St. Stephan-Ordens taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den geweſenen diplomatiſchen Agenten und General- 
conſul Hofrath Ottokar Freiherrn v. Schlechta-Wſſehrd zum Hofdollmetſch 
für die orientaliſchen Sprachen ernannt. 

Seine Mafeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Karl Ludwig in Kaaden 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzfecretär der Direction der Staatsſchuld 
Dr. Peter Gregurz den Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Zolloberamts⸗Vicedirector des Hauptzollamtes 
in Prag Anton Berganer den Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bau⸗Oberingenieur der a. h. k. k. Familien⸗ 
fonds⸗Güterdirection Ludwig Richter bei deſſen Penſionirung den Titel und 
Charakter eines Baurathes verliehen, und den mit dem Titel eines Ingenieurs 
ausgezeichneten Ingenieursadjuncten Theodor Jachimovicz zum wirklichen Bau⸗ 
ingenieur ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem erſten Hausarzte und Ordinarius der There⸗ 
ſianiſchen Akademie in Wien, kaiſ. Rathe Dr. Andreas Pleniger den Orden der 

eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 


Rath Ludwig 
Poſten des Statthalters im Erz⸗ 


Erledigungen. 
15 Poſtaſſiſtentenſtellen mit 600 fl. Gehalt und Activitätszulage gegen 
Caution, bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 64.) 


| Fabriksarztesſtelle bei der k. k. Tabakhauptfabrik in Hainburg, bis Ende 
März. (Amtsbl. Nr. 65.) 

2 Conceptspractikantenſtellen bei der Trieſter Polizeidirection mit je 
Adjutum, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 65.) 


Bezirkscommiſſärsſtelle, eventuell auch eine Regierungsconcipiſtenſtelle in 
| Schleſien, bis 19. April. (Amtsbl. Nr. 68.) : 


DER Diezu als Beilage: Bogen 3 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


500 fl. 


